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Manfred Weiß

Quasi-M�rkte im Schulbereich

Eine �konomische Analyse

Einleitung

Die sich weltweit versch�rfenden Finanzierungsprobleme des Sozialstaates, die
nachlassende staatliche Steuerungsf�higkeit sowie un�bersehbare Symptome
einer Effizienz- und Akzeptanzkrise staatlicher Institutionen haben die Wei-
chen f�r einen »steuerungsstrategischen Paradigmenwechsel« im &ffentlichen
Sektor gestellt. Der Bildungsbereich ist davon nicht ausgenommen. Auch er
sieht sich einem wachsenden Modernisierungsdruck ausgesetzt, der sich insbe-
sondere in der Forderung nach mehr »value for money« durch eine effizientere
Leistungserstellung artikuliert. Verfolgt man die dar�ber entbrannte wissen-
schaftliche und &ffentliche Debatte, dann dr�ngt sich der Eindruck auf, als sei
der Bildungssektor bevorzugtes Ziel einer effizienzorientierten Umgestaltung.
Von der Sachlage her scheint dies geboten, z�hlt das Bildungswesen doch zu je-
nen &ffentlichen Aufgabenbereichen, in denen die Effizienzproblematik in Ge-
stalt des »Ph�nomens der Kostenkrankheit« in besonders augenf�lliger Weise
in Erscheinung tritt: St�ndig steigenden realen Durchschnittsausgaben steht
keine sichtbare Verbesserung der Bildungsqualit�t gegen�ber. Dieser Trend
l�sst sich f�r die Schulsysteme von OECD-Staaten empirisch belegen (Gund-
lach/W�ssmann 2000).
Die nachhaltige Verbesserung der Qualit�tsstandards und der Produktions-

effizienz im Bildungsbereich ist deshalb zu einem dringlichen politischen An-
liegen geworden. Eine ganze Reihe von L�ndern hat darauf mit weit reichen-
den =nderungen des Steuerungssystems reagiert. Insbesondere in einigen
angels�chsischen L�ndern war dabei die >berzeugung leitend, dass markt-
orientierte Reformen den Schl�ssel f�r die Bew�ltigung der diagnostizierten
Qualit�ts- und Effizienzkrise im Bildungsbereich darstellen. Sie korrespon-
diert mit der Wirtschafts- und Sozialpolitik in diesen L�ndern, die st�rker als
anderswo von der neoliberalen Kritik am Interventions- und Sozialstaat ge-
pr�gt ist. Zu den neuen, an der Marktlogik orientierten bildungspolitischen
Leitbildern z�hlen die St�rkung der Nachfragemacht durch Ausweitung des
Einflusses der Eltern im Schulwesen (»parent empowerment«) und Erweite-
rung der Schulwahlm&glichkeiten (»school choice«) sowie die Erh&hung der
Angebotsvielfalt und -flexibilit�t durch Dezentralisierung, Deregulierung und
St�rkung der Autonomie der Einzelschule. Damit sind die wesentlichen Vo-
raussetzungen f�r die Entstehung eines »Quasi-Marktes« (Glennester 1991)
gegeben, auf dem den Erwartungen nach der Wettbewerb der Anbieter (Schu-
len) um Klienten (Eltern/Sch�ler) eine hohe Innovationsbereitschaft sowie
eine effiziente und pr�ferenzgem�ße Versorgung mit Bildungsleistungen si-
cherstellt.



F�r viele Beobachter �berraschend waren Tempo und Radikalit�t der bil-
dungspolitischen Umorientierung in den angels�chsischen L�ndern. Unter Ver-
zicht auf einen Erprobungsvorlauf, wie er sonst schon bei Reformvorhaben
von weit geringerer Reichweite �blich ist, wurden umfassende Reformgesetze
zur fundamentalen Umgestaltung der Schulsysteme erlassen, die sich im We-
sentlichen auf Wirkungsvermutungen st�tzten. Angesichts der offenkundigen
Effizienz�berlegenheit der Marktsteuerung in vielen anderen Bereichen wurde
anscheinend ein besonderer Tauglichkeitstest im Bildungswesen f�r entbehr-
lich erachtet. Die inzwischen vorliegende Forschungsevidenz legt, wie im Ein-
zelnen zu zeigen sein wird, die These nahe, dass die an die Einf�hrung von
Marktregulativen im Schulwesen gekn�pften Erwartungen kaum erf�llt wur-
den. Aber auch die Bef�rchtungen der Kritiker erweisen sich zum Teil als un-
begr�ndet. Dieses Ergebnis ist sicherlich auch dem Umstand zuzuschreiben,
dass es nirgendwo zu der von ihnen behaupteten totalen Unterwerfung des Bil-
dungswesens unter das »Diktat des Marktes« kam, nicht einmal unter Regie-
rungen, deren Politik sonst fast dogmatisch den Theorien der Wirtschaftslibera-
len Friedrich A. von Hayek und Milton Friedman folgte. Ohne politischen
Einfluss blieben die wenigen Vertreter extremistischen neoliberalen Marktden-
kens, die – wie z.B. der Amerikaner Myron Liebermann – nur in einer radika-
len Privatisierung des Schulwesens, in dem das Gewinnmotiv handlungsleitend
ist, eine Chance f�r eine nachhaltige Remedur der Misere im staatlichen Schul-
wesen sehen: »Education for profit may be our best hope for educational im-
provement.« (Liebermann 1989, S. 348)
>bersehen wird vielfach, dass das Marktparadigma – als ein ordnungspoliti-

scher Referenzrahmen der Bildungspolitik – bei seiner Umsetzung in konkrete
bildungsbereichbezogene Konzepte substanziell relativiert wird. Die Etikettie-
rung dieser Konzepte als »marktgesteuerte Bildungsreformen« ist insofern irre-
f�hrend, als sie nach wie vor in wesentlichen Teilen den Mechanismen staat-
lich-b�rokratischer Steuerung folgen. Ob man zur Rechtfertigung dieses
Sachverhalts auf die Theorie des Marktversagens rekurriert, die f�r den Bil-
dungsbereich ein gesellschaftlich suboptimales Wohlfahrtergebnis bei Markt-
steuerung konstatiert, oder auf den bestehenden gesellschaftlichen Konsens
verweist, Bildung und Erziehung als »Gemeinschaftsbed�rfnis« (quasi-&ffentli-
ches Gut) zu definieren bleibt im Ergebnis gleich: Es folgt daraus, dass das
marktkonstitutive Exklusionsprinzip außer Kraft gesetzt wird, d.h. die Kauf-
kraft der Bildungsnachfrager nicht �ber die Inanspruchnahme von Bildungs-
leistungen entscheidet (die Finanzierung durch den Staat erfolgt und somit
auf den Preismechanismus als Koordinationsinstrument verzichtet wird) und
dass zentrale Ziele des Sozialstaates weiterhin g�ltig bleiben. Was letztlich in
den realisierten marktorientierten Reformkonzepten im Bildungsbereich von
den Marktsteuerungsprinzipien �brig bleibt, ist die Wettbewerbsorientierung.

Konstitutive Merkmale von Quasi-M�rkten

Quasi-M�rkte stellen ein hybrides Steuerungssystem dar, das marktwirtschaft-
liche und staatlich-b�rokratische Steuerungselemente kombiniert. Die Leis-
tungserstellung erfolgt unter Wettbewerbsbedingungen, wird aber weiterhin &f-
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fentlich finanziert und unterliegt staatlicher Regulierung und Kontrolle. Die
folgenden Merkmale sind konstitutiv f�r Quasi-M�rkte:

– Die Bildungsnachfrager m�ssen zwischen verschiedenen schulischen Ange-
boten w�hlen k&nnen. Dies ist eine conditio sine qua non f�r das Zustande-
kommen von Wettbewerb. In der Realit�t stellt dies keineswegs eine ubiqui-
t�re Rahmenbedingung dar. Die Ortsgebundenheit der im Schulbereich
erbrachten personalen Dienstleistung macht Anbieterwettbewerb in hohem
Maße von regionalstrukturellen und demographischen Faktoren (Siedlungs-
dichte, Altersstruktur der Bev&lkerung) abh�ngig. Innerhalb dieser kontex-
tuellen Beschr�nkung stehen den Akteuren des politisch-administrativen
Systems verschiedene Maßnahmen der Wettbewerbsf&rderung zur Verf�-
gung. Dazu z�hlt insbesondere die Erweiterung der Schulwahlm&glichkei-
ten durch Aufhebung fester Einzugsbereiche unter Einbeziehung einer oder
mehrerer Jurisdiktionen (z.B. Schulbezirke). Gezielte Wettbewerbsstimuli
etwa durch die Schaffung spezieller Schulangebote mit besonderem curricu-
laren oder p�dagogischen Profil (z.B. »magnet schools« und »charter
schools« in den USA oder City Technology Colleges in England) k&nnen
diese Maßnahme erg�nzen.
Strategische Ansatzpunkte zur Herstellung wettbewerbsf&rdernder Ange-
botsbedingungen bieten sich auch im privaten Sektor. In einer ganzen Rei-
he von L�ndern ging die Einf�hrung marktorientierter Reformen im Bil-
dungsbereich mit einer St�rkung des Privatschulsektors einher, indem der
Marktzugang f�r private Anbieter erleichtert oder/und deren &ffentliche
F&rderung verbessert wurden. Eine der ersten Amtshandlungen der Regie-
rung Thatcher im Bildungsbereich war die Einf�hrung eines F&rderpro-
gramms (Assisted Places Scheme), mit dem begabten Kindern aus einkom-
mensschwachen Familien der Wechsel auf eine Privatschule erm&glicht
werden sollte. In Australien wurde durch Anhebung der staatlichen Fi-
nanzhilfe die Wettbewerbsposition der Privatschulen nachhaltig gest�rkt.
In den USA gab es in den letzten zwei Jahrzehnten eine ganze Reihe von
Initiativen, mit der Einf�hrung von Bildungsgutscheinen das schulische
Angebot im privaten Sektor einem gr&ßeren Kreis von Eltern zug�nglich
zu machen (vgl. dazu Levin 2000; Mangold/Oelkers/Rhyn 2000). Da-
r�ber hinaus bieten die meisten amerikanischen Bundesstaaten – wie auch
einige andere L�nder – mit dem »Home-schooling« eine weitere Exit-Op-
tion f�r Eltern, die f�r die staatlichen Schulen zumindest eine latente Kon-
kurrenz darstellt.

– Um Wettbewerb wirksam werden zu lassen, muss er f�r die Schulen »finan-
ziell sp�rbar« werden: Markterfolg muss »belohnt«, Misserfolg »bestraft«
werden. Dies l�sst sich im Rahmen institutioneller Finanzierung �ber eine
sch�lergesteuerte Mittelzuweisung an die Schulen erreichen, alternativ
durch die Ausstattung der Bildungsnachfrager mit Kaufkraft (subjekt-
bezogene Finanzierung). Beide Formen einer wettbewerbsgesteuerten Fi-
nanzierung sind in marktorientierten Reformkonzepten anzutreffen. In
England z.B. werden den Schulen von den Local Educational Authorities
85 Prozent des Etats als Globalbudgets formelgebunden zugewiesen, wo-
von 80 Prozent an die Sch�lerzahl gekoppelt sind. F�r die Schulen besteht
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damit ein starker Anreiz, �ber die Rekrutierung zus�tzlicher Sch�ler ihre
Finanzsituation zu verbessern, da die von einem Sch�ler verursachten
Grenzkosten normalerweise erheblich geringer sind als die von der Schule
vereinnahmte Sch�lerpauschale, die an durchschnittlichen altersgewichte-
ten Unitcosts bemessen wird. Der gleiche Anreizeffekt ist durch Bildungs-
gutscheine zu sichern. Die wettbewerbsgesteuerte Schulfinanzierung ersetzt
gewissermaßen den Preismechanismus bei Marktsteuerung; allerdings sind
Sch�lerpauschale bzw. Gutscheinwert fixiert, d.h., sie sind nicht das Ergeb-
nis einer angebots- und nachfrageabh�ngigen Preisbildung und erf�llen
somit auch nicht – wie Preise – eine Selektions- und Gleichgewichtsfunk-
tion.

– Die Schulen m�ssen �ber einen hinreichenden Grad an Autonomie verf�-
gen, um auf »Marktsignale« angemessen reagieren zu k&nnen. Dies bezieht
sich auf verschiedene Aspekte: die Festlegung der schulischen Ziele, die
curricular-inhaltliche und p�dagogische Orientierung, auf Personal- und Or-
ganisationsentscheidungen und auf die Disposition �ber Ressourcen. S�mt-
liche marktorientierten Reformen sehen denn auch eine – mehr oder weni-
ger weit reichende – Verlagerung von Entscheidungskompetenzen und
Verantwortung auf die Einzelschule vor. Beispielhaft sei die Politik des Lo-
cal Management of Schools in England angef�hrt, durch die umfangreiche
Management- und Ressourcenkompetenzen auf die Schulen �bertragen
wurden. Noch weiter gehende Autonomiekonzepte hat die »Choice-Bewe-
gung« im Schulwesen der USA mit der Einf�hrung von »charter schools«
hervorgebracht, &ffentlich finanzierten Angebotsschulen in unterschiedli-
cher Tr�gerschaft, die zwar staatlicher Kontrolle, aber minimaler Reglemen-
tierung unterliegen.

– Funktionsf�hige Quasi-M�rkte bed�rfen einer Infrastruktur in Form eines
Informationssystems, das f�r Markttransparenz sorgt, eines Evaluations-
systems zur Qualit�tssicherung und eines leistungsf�higen Transportsystems.
Um sich bei fehlenden »Preissignalen« rational verhalten zu k&nnen, ben&-
tigen Bildungsanbieter Informationen �ber »Konsumentenpr�ferenzen«,
Bildungsnachfrager zur Bewertung von Alternativen Informationen �ber
den jeweils zu erwartenden Wohlfahrtsbeitrag. Indikatoren der schulischen
Qualifizierungsleistung wird dabei besondere Wichtigkeit beigemessen. Die
regelm�ßige Erhebung und Kommunikation von institutionellen Leistungs-
daten ist deshalb konstitutiver Bestandteil von Informationssystemen in
marktorientierten Reformkonzepten. In England und Wales sind seit In-
krafttreten des Education Act von 1980 s�mtliche staatlichen Schulen zur
Ver&ffentlichung von aggregierten Pr�fungsergebnissen verpflichtet, die f�r
Zwecke eines Schul-Ranking (»league tables«) genutzt werden. Bisweilen
sind auch aussagekr�ftigere Value-added-Indikatoren verf�gbar. Eine diffe-
renziertere Datenbasis wird vom politisch-administrativen System f�r die
Wahrnehmung der ihm obliegenden Evaluations- und Steuerungsfunktio-
nen ben&tigt. Das Vorhandensein eines Transportsystems ist schließlich
eine unabdingbare infrastrukturelle Voraussetzung, um die faktische Aus-
�bung von »choice« nicht an prohibitiven Transaktionskosten scheitern zu
lassen.
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Wirkungserwartungen: Hypothesen und empirische Befunde

Von Quasi-M�rkten im Schulbereich werden verschiedene Wirkungen erwar-
tet:

– eine Steigerung der Produktionseffizienz im gesamten Schulwesen auf
Grund des induzierten Kosten- und Qualit�tswettbewerbs und der Dezen-
tralisierung von Ressourcenverantwortung;

– eine Verbesserung der allokativen Effizienz auf Grund einer gr&ßeren
Kompatibilit�t von Bildungsangebot und Pr�ferenzen der Bildungsnachfra-
ger, denen dadurch Wohlfahrtsgewinne entstehen.

Im Folgenden soll gepr�ft werden, ob sich diese Erwartungen durch &konomi-
sche Theorieans�tze und empirische Forschungsevidenz begr�nden lassen.

Produktionseffizienz

Effizienzverbesserungen werden durch eine kosteng�nstigere und effektivere
Leistungserstellung erwartet, die sich annahmegem�ß durch Wettbewerb und
dezentrale Ressourcenverantwortung einstellen. F�r diese Erwartung liefert
die Mkonomie �berzeugende theoretische Begr�ndungen und empirische Evi-
denz aus den unterschiedlichsten Kontexten. Die dort anzutreffenden Bedin-
gungen sind im Schulbereich durch Einf�hrung von Wettbewerbselementen
und Entscheidungsdezentralisierung indes nicht oder nur zum Teil herzustellen,
sodass sich ein unmittelbarer Erfahrungstransfer verbietet.
So erscheint es wenig plausibel, dass f�r &ffentlich finanzierte Schulen bei

fehlendem Gewinnmotiv ein Zwang bestehe, in Kostenwettbewerb zu treten.
Dies ist auch deshalb anzuzweifeln, weil von den Bildungsnachfragern hohe
Unitcosts (Ausgaben je Sch�ler) meist mit hoher Bildungsqualit�t assoziiert
werden. Sofern validere Qualit�tsinformationen fehlen, tendieren sie dazu, ihre
Schulwahlentscheidungen an diesem Indikator zu orientieren. Wie das Beispiel
der USA zeigt, spielen Disparit�ten in den Aufwendungen der Schulbezirke
eine wichtige Rolle f�r die Wohnortwahl der Familien mit schulpflichtigen Kin-
dern. Viele Eltern sind bereit, f�r qualitativ bessere Schulen (mit h&heren
Unitcosts) eine »Pr�mie« in Form h&herer Grundst�ckspreise oder Mieten zu
zahlen. Induziert wird dadurch zwar Wettbewerb zwischen Jurisdiktionen
(Schulbezirken), allerdings mit erwartungswidrigem Effekt in Bezug auf die
Kostensituation im Schulwesen.1 Ebenso wenig kann davon ausgegangen
werden, dass eine kosteng�nstigere Leistungserstellung privater Anbieter2 die-
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1 Nicht auszuschließen ist indes, dass dies im Falle damit verbundener h&herer Steuern –
ceteris paribus – andere Haushalte, die keine Leistungen des Schulsystems in Anspruch
nehmen, veranlasst, von der Exit-Option Gebrauch zu machen.

2 Bei Unicost-Vergleichen schneiden Privatschulen vielfach besser ab als staatliche Schu-
len. Dieser Kostenvorteil ist jedoch zumindest zum Teil ein Artefakt: Erstens werden bei
diesen Vergleichen im Allgemeinen nur die budgetwirksamen Kostenkomponenten be-
r�cksichtigt; auf eine &konomische Bewertung des unentgeltlichen Faktoreinsatzes durch
Ansatz von Opportunit�tskosten wird verzichtet. Auch bleibt unber�cksichtigt, dass



sen einen Wettbewerbsvorteil verschafft. Immerhin ließe sich eine Entlastung
der &ffentlichen Haushalte dann realisieren, wenn mittels Bildungsgutschei-
nen (im Wert der niedrigeren Durchschnittskosten der Privatschulen) die Bil-
dungsnachfrage st�rker auf den privaten Sektor (ausreichende Angebots-
elastizit�t unterstellt) verlagert werden k&nnte. Nicht Wettbewerb, sondern
politische Intervention h�tte dann allerdings die Kostenentlastung herbeige-
f�hrt.
Was Wettbewerb nicht erreicht, scheint durch Dezentralisierung der Res-

sourcenverantwortung zu gelingen. Von �berall erreichen uns Erfolgsmeldun-
gen (z.B. Bellenberg/B�ttcher 1999). An Schulen mit eigenverantwortlicher
Mittelbewirtschaftung l�sst sich ein deutlich kostenbewussteres Verhalten als
Folge der gr&ßeren Kostentransparenz und ein sparsamerer Umgang mit Res-
sourcen beobachten. Schubkraft verliehen wird dem zum Teil durch eine Ver-
sch�rfung des Kostendrucks. In England z.B. wurden die Personalmittel im
Rahmen der den Schulen zugewiesenen Globalbudgets an durchschnittlichen
Ausgabenwerten bemessen. Damit sollten die Schulen veranlasst werden, die
Personalrekrutierung st�rker an Kostenaspekten auszurichten und ihre Kos-
tenstruktur durch Personalsubstitution g�nstiger zu gestalten. Empirische
Befunde best�tigen solche Effekte (z.B. Mortimore/Mortimore 1992; Levacic
1999).
Wettbewerb und Dezentralisierung sollen zweitens �ber eine Steigerung der

Effektivit�t der Leistungserstellung effizienzwirksam werden. Theoretisch ließe
sich dies damit begr�nden, dass das Damoklesschwert »Klientenverlust« (und
damit Ressourcenverlust) X-Ineffizienz (Leibenstein) reduziere, d.h. eine be-
sondere Anstrengungsbereitschaft und eine produktive Ressourcenverwen-
dung auf Seiten der schulischen Akteure erzwinge. Was damit gemeint ist, ver-
deutlicht das folgende Zitat aus dem Parents’ Charter der Regierung
Thatcher. An die Eltern gerichtet heißt es darin: »Your choice of school di-
rectly affects that school’s budget – every extra pupil means extra money for
the school. So your right to choose will encourage schools to aim for the hig-
hest possible standard.« (Zitiert nach Bowe/Gewirtz/Ball 1994, S. 67) Da
s�mtliche Schulen dieser Situation ausgesetzt seien, werde Wettbewerb f�r eine
Anhebung des Leistungsniveaus des gesamten Schulsystems sorgen. »Achiev-
ing higher standards in all schools« (Department of Education, 1992, S. 2), so
lautete denn auch das Leitprinzip der Bildungsreform in England und Wales.
Konnten die Apologeten der Wettbewerbssteuerung im Schulbereich lange

Zeit ihre Position nur theoretisch – insbesondere unter R�ckgriff auf Argu-
mente der Public Choice Forschung und darauf aufbauender Staatsversagens-
theorien – begr�nden, so k&nnen sie mittlerweile auch auf vorliegende empiri-
sche Forschungsbefunde verweisen. F�r die wissenschaftliche Fundierung
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staatliche und private Schulen meist qualitativ unterschiedliche Aufgaben erf�llen. Mit
der Erbringung spezifischer Leistungen verbundene Kosten entstehen im staatlichen
Schulwesen z.B. im Zusammenhang mit der Wahrnehmung des infrastrukturellen Auf-
trags (Bereitstellung eines fl�chendeckenden Schulangebots), des Integrationsauftrags
(schulische Integration von Minorit�ten) und der Beschulung von Kindern und Jugendli-
chen mit besonderem F&rderbedarf. Ein dann eventuell noch verbleibender Kostenvor-
teil privater Schulen ist nicht auf eine g�nstigere »Faktorkombination« zur�ckzuf�hren,
sondern auf Preisvorteile beim Faktor »Personal«.



marktorientierter Reformen im Schulbereich hat die 1990 unter dem Titel »Po-
litics, Markets, and America’s Schools« erschienene Arbeit der beiden Ameri-
kaner John Chubb und Terry Moe besondere Bedeutung erlangt. Die Autoren
erheben darin den Anspruch, den empirischen Nachweis f�r die >berlegenheit
eines marktgesteuerten Schulwesens erbracht zu haben. Dieser Anspruch gr�n-
det sich auf die Ergebnisse einer Untersuchung der Determinanten der Organi-
sationseffektivit�t und Leistungswirksamkeit amerikanischer Sekundarschulen
in staatlicher und privater Tr�gerschaft. Leistungseffektive Schulen sind danach
vor allem im privaten Sektor anzutreffen, was Chubb/Moe auf die dort existie-
rende Marktsteuerung zur�ckf�hren, die den Schulen einen hohen Autonomie-
grad und – dar�ber vermittelt – eine effektive Schulorganisation und hohe
Leistungswirksamkeit sicherten. In der Scientific Community sah sich die Stu-
die massiver Kritik ausgesetzt (z.B. Witte 1992; Weiss 1993). Besonders
schwerwiegend ist der Einwand, dass in der Realit�t keine vollst�ndig privati-
sierten, marktgesteuerten Schulsysteme existieren und dass es nicht m&glich
ist, deren Funktionsweise und Leistungsf�higkeit anhand der Ergebnisse von
Vergleichen zwischen staatlichen und privaten Schulen in »Mischsystemen«
vorherzusagen, wie dies Chubb/Moe in ihrer Studie tun. Die von ihnen gefun-
denen Zusammenh�nge beziehen sich auf die spezifische Konstellation des
amerikanischen Schulsystems mit einem Privatsch�leranteil von etwa 12 Pro-
zent. Der besondere Status der Privatschulen in diesem System und ihre ausge-
w�hlte Klientel verschaffen ihnen einen – statistisch nur unzul�nglich zu kon-
trollierenden – Leistungsvorteil, der nicht auf die v&llig anders gelagerte
Situation eines vollst�ndig privatisierten Schulwesens extrapoliert werden
kann.
In der Studie von Chubb undMoe wird die Wettbewerbsthese nicht explizit

gepr�ft. Dies haben sich verschiedene neuere &konometrische Studien in den
USA zum Ziel gesetzt (Hoxby 1994; Zanzig 1997; Dee 1998; Marlow 2000).
Von Wettbewerb scheint danach eine effizienzsteigernde Wirkung auszugehen.
So zeigte sich z.B., dass Konkurrenz durch Privatschulen positiv mit dem Leis-
tungsstand und den Abschlussquoten staatlicher Schulen korreliert (Hoxby
1994; Dee 1998). =hnliche Effekte, so das Ergebnis zweier weiterer Studien,
stellen sich bei zunehmendem interjurisdiktionellem Wettbewerb ein (Zanzig
1997; Marlow 2000). Kritisch l�sst sich gegen diese Untersuchungen einwen-
den, dass ihr Aussagegehalt auf Grund der Verwendung systemischer Struktur-
merkmale (z.B. Privatsch�leranteil, Maße der Marktkonzentration) zur Wett-
bewerbsmessung und der damit unterstellten Ubiquit�t von Wettbewerb stark
eingeschr�nkt ist. Wie Wettbewerb im Kontext von realen Quasi-M�rkten
wirkt, l�sst sich nur auf der Basis regionalisierter Daten und verhaltensbezoge-
ner Wettbewerbsmaße angemessen analysieren. Empirische Untersuchungen,
die diese Bedingung erf�llen, legen eine eher zur�ckhaltende Einsch�tzung des
der Wettbewerbssteuerung zugeschriebenen effizienzverbessernden Potenzials
nahe.
Schon in der 1994 publizierten OECD-Studie »Schools: a matter of choice«

ziehen die Verfasser das ern�chternde Fazit: »Es gibt keine direkte Evidenz da-
f�r, dass Wettbewerb die Unterrichtsqualit�t und das Leistungsniveau der
Sch�ler verbessert.« (OECD 1994, S. 7) Best�tigung findet dieses Ergebnis
durch eine k�rzlich vorgelegte L�ngsschnittuntersuchung der Open University
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an 319 englischen Sekundarschulen (Levacic/Hardman/Woods 1998; Levacic/
Woods 2000). Die regionale Wettbewerbssituation wurde �ber verschiedene
Indikatoren erfasst: den Anteil der Eltern, die gezielt eine Schule aus dem re-
gionalen Angebot w�hlten, die Kapazit�tsauslastung der Schulen, die Ange-
botsvielfalt und die vom Schulleiter perzipierte Wettbewerbsintensit�t. Ergeb-
nis der Studie: W�hrend in Regionen mit besonders intensivem Wettbewerb
die �ber einen Zeitraum von f�nf Jahren verfolgte Leistungsentwicklung der
Schulen hinter dem durchschnittlichen nationalen Leistungsanstieg zur�ck-
blieb, war f�r Schulen in Regionen mit wenig oder gar keinem Wettbewerb
eine �berdurchschnittliche Verbesserung bei den Pr�fungsergebnissen zu ver-
zeichnen. Res�mee der Autoren: »Die Behauptung, dass Wettbewerb Schulen
verbessere, l�sst sich empirisch nicht best�tigen.« (Levacic/Hardman/Woods
1998, S. 21)
Auch die erwarteten positiven wirksamkeitsbezogenen Effizienzeffekte von

Dezentralisierung und Autonomisierung warten noch auf eine �berzeugende
erfahrungswissenschaftliche Best�tigung (Weiss 1999). Auf gesamtsystemischer
Ebene zeigen z.B. die TIMSS-Studien, dass der Grad der Zentralisierung bzw.
Dezentralisierung und die mathematisch-naturwissenschaftlichen Leistungser-
gebnisse praktisch unabh�ngig voneinander variieren (Baumert et al. 1997,
S. 16). Dieser Befund korrespondiert mit den Ergebnissen von Evaluations-
studien zum Local Management of Schools bzw. School-Based-Management
auf Mikroebene (Levacic 1995; Leithwood/Menzies 1998). Ein sichtbarer Ein-
fluss dezentraler Ressourcenverantwortung auf die Effektivit�t, die erreichten
schulischen Leistungen, l�sst sich bislang empirisch kaum nachweisen; Rheto-
rik und Realit�t liegen weit auseinander.
Die erwartungswidrige empirische Befundlage zu den Effizienzwirkungen

von Wettbewerb und Dezentralisierung gibt Anlass, einen genaueren Blick auf
die angebots- und nachfrageseitigen Verhaltenspr�missen des Quasi-Markt-
Modells zu werfen.

Anbieterverhalten

Angebotsseitig ist den kontextuellen Bedingungen der schulischen Leistungser-
stellung besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Die f�r den Bildungsbereich
charakteristische »Technologie-Vagheit«, das Fehlen von Potenzialen f�r sub-
stanzielle Produktivit�tssteigerungen durch technischen Fortschritt und der
starke Einfluss »externer Mitproduzenten« stellen strukturelle Rahmenbedin-
gungen dar, die die M&glichkeiten einer effizienteren Gestaltung von Schule
und Unterricht stark einschr�nken. Wettbewerb und Dezentralisierung k&nnen
an diesem Sachverhalt wenig �ndern.
Folgt man den Argumenten der Neuen Institutionen&konomie (z.B. Ebers/

Gotsch 1999), dann k&nnte eine m&gliche Ursache f�r die relative Wirkungslo-
sigkeit von Dezentralisierung und Autonomisierung darin zu suchen sein, dass
die erweiterten Verf�gungsrechte an Ressourcen von den schulischen Akteu-
ren opportunistisch, d.h. zur Verfolgung eigener Ziele, genutzt werden. Pr�fe-
riert wird eine Mittelverwendung, die in erster Linie den Nutzen der Lehrer-
schaft erh&ht. Anhaltspunkte daf�r liefern die Ergebnisse einer k�rzlich
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publizierten Weltbank-Studie (Pritchett/Filmer 1999), in der empirische Un-
tersuchungen zur Ressourcenwirksamkeit unter Effizienzaspekten reanalysiert
wurden. Sie gelangt zu dem Ergebnis, dass die Optimalit�tsforderung bei der
faktoriellen Mittelallokation (Gleichheit der Grenzproduktivit�t je Geldeinheit
bei allen Input-Faktoren) deshalb weit verfehlt wird, weil die Mittelverwen-
dung wesentlich st�rker an Wohlfahrtszielen der Lehrerschaft als am Ziel der
Schuleffektivit�tsverbesserung orientiert ist. Die Mittel finden priorit�r f�r In-
puts Verwendung, die direkt den Nutzen der Lehrer erh&hen (Anhebung der
Lehrergeh�lter, Verkleinerung der Klassen), die aber gegen�ber den von ihnen
wenig pr�ferierten Inputs (z.B. Lehr-/Lernmittelausstattung) eine zehn- bis
hundertmal niedrigere Grenzproduktivit�t je Dollar aufweisen. Mit anderen
Worten: Eine Verbesserung der Ausgabenwirksamkeit im Schulbereich schei-
tert offenbar auch daran, dass die Mittel interessen- statt effizienzgeleitet ver-
wendet werden. Um dieses Verhaltensmuster zu korrigieren, m�ssten geeig-
nete – d.h. aber: transaktionskostenintensive – Kontrollinstrumente etabliert
werden.
Zu den Spezifika personaler Dienstleistungsproduktion z�hlt die Mitwir-

kung der Klienten an der Leistungserstellung. Dies gilt in besonderer Weise
f�r den Schulbereich. Durch unz�hlige empirische Untersuchungen ist die
Wichtigkeit von Intelligenz und Sozialstatusmerkmalen der Sch�ler f�r die
schulischen Leistungen belegt. Sie sind die mit Abstand wichtigsten Pr�dikto-
ren des individuellen Lernerfolges und werden dar�ber hinaus als aggregierte
Merkmale der Zusammensetzung der Sch�lerschaft einer Schule und Klasse
leistungswirksam. Die Selektion »mitproduzierender Klienten« wird damit zu
einer erfolgbestimmenden Organisationsaufgabe von Schulen. Sie werden des-
halb bem�ht sein, sich durch Einsatz von Selektionsinstrumenten (Aufnahme-
pr�fungen, Schulprofil) eine wirkungsvolle externe Mitproduktion zu sichern.
Ebenso ist es unter Effizienzaspekten rational, »kostenintensive« Sch�ler (z.B.
mit besonderem F&rderbedarf) und Sch�ler, die die »Leistungsbilanz« ver-
schlechterten, fern zu halten. Die Wichtigkeit der Klientenselektion wird durch
die bereits erw�hnte Studie der Open University (Levacic/Hardman/Woods
1998) unterstrichen: Vor allem jene Schulen hatten einen �berdurchschnittli-
chen Leistungszuwachs zu verzeichnen, denen es gelungen war, die soziale Zu-
sammensetzung der Sch�lerschaft zu »verbessern«. Dieser Befund macht eine
weitere Annahme des Quasimarkt-Modells revisionsbed�rftig: Schulen kon-
kurrieren nicht um Sch�ler, sondern um Sch�ler mit bestimmten Eigenschaf-
ten. Wie erfolgreich sie dabei sind, h�ngt in hohem Maße von sozialstrukturel-
len Standortmerkmalen ab. Dass es Schulen mit einem sozialstrukturell
ung�nstigen Umfeld schwer haben, sich im Wettbewerb mit standortbeg�nstig-
ten Schulen zu behaupten, ist durch zahlreiche Beispiele dokumentiert (z.B.
Adler/Petch/Tweedie 1989; Hardman/Levacic 1996; Lauder et al. 1999).
Nicht selten haben standortbedingte Wettbewerbsnachteile zu betr�chtlichen
Sch�lerverlusten gef�hrt, die an den betroffenen Schulen eine massive Ver-
sch�rfung der Problemlage zur Folge hatten und oftmals Interventionen des
politisch-administrativen Systems notwendig machten (z.B. R�ckkehr zu festen
Einzugsbereichen).
Die Kontextabh�ngigkeit der Leistungswirksamkeit von Schulen ist durch

die School-effectiveness-Forschung, die (allzu) hohe Erwartungen hinsichtlich
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der schulischen Einflussm&glichkeiten geweckt hat, etwas aus dem Blick gera-
ten. Nat�rlich gibt es die viel zitierten »outliers«, die erwartungswidrig erfolg-
reichen Schulen, die auf besonderes Interesse der Forschung stoßen. Bei der
weit �berwiegenden Mehrzahl der Schulen l�sst sich das Leistungsniveau indes
ziemlich zuverl�ssig �ber sozio&konomische Schulkontextmerkmale vorhersa-
gen. Unter Ber�cksichtigung dieses Sachverhalts f�llt es schwer, den durch
Apologeten von Konzepten des New Public Management verbreiteten Opti-
mismus zu teilen, durch Zielvereinbarungen mit den Schulen ließen sich auf
breiter Basis h&here Leistungsstandards durchsetzen.

Nachfragerverhalten

Schulwahlentscheidungen m�ssen bei Eintritt in die Primarstufe, beim Wech-
sel zwischen Schulstufen oder bei Wohnortwechsel und bei Nutzung der Exit-
Option, der Revision einer fr�heren Schulwahlentscheidung, getroffen wer-
den. Wie diese Entscheidungen ausfallen, wird wesentlich dadurch beeinflusst,
welche schulstrukturellen Gegebenheiten vorliegen. In einem hierarchisch ge-
gliederten Schulsystem dominieren investive Gesichtspunkte bei Schulwahl-
entscheidungen; maßgebend sind die mit den Alternativen jeweils verbunde-
nen Berechtigungen und damit zusammenh�ngende Einkommens- und
Statuserwartungen. Unter diesen Bedingungen sind Schulwahlentscheidungen
an bestimmte Eignungsvoraussetzungen gekoppelt. Das heißt freilich nicht,
dass die elterliche Bildungsaspiration als Schulwahldeterminante dadurch be-
deutungslos wird. Dass sie sich – sozialschichtabh�ngig – vielfach auch bei
fehlender Eignungsvoraussetzung durchsetzt, ist hinreichend belegt (z.B.
Ditton 1995). Wenn angestrebte Abschl�sse oder ein gew�nschter Noten-
durchschnitt gef�hrdet sind, ist es rational, die Exit-Option wahrzunehmen
und auf eine Schule zu wechseln, die geringere Leistungsanforderungen stellt
(falls nicht einheitliche Leistungsstandards und deren >berpr�fung dies aus-
schließen). Dieses Motiv f�r Exit mit der Folge von »adverse selection«, der
Auswahl inferiorer Anbieter, ist im Quasimarkt-Modell �berhaupt nicht vor-
gesehen.
In integrierten Schulsystemen ohne formale Abschlussdifferenzierung wird

der investive Aspekt bei Schulwahlentscheidungen in den Hintergrund treten,
es sei denn, dass Merkmalsunterschiede zwischen Schulen, insbesondere leis-
tungsbezogene Qualit�tsdifferenzen, einkommensrelevant w�ren (und die
Nachfrager dar�ber Kenntnis h�tten). Die einschl�gige Forschung bietet daf�r
wenig Anhaltspunkte (z.B. Levin/Kelley 1994; Burtless 1996). So l�sst sich
aus den Ergebnissen empirischer Sch�tzungen von Einkommensfunktionen
folgern, dass Testleistungsunterschiede kaum zur Erkl�rung von Einkom-
mensvarianzen beitragen.3 Von grunds�tzlicher Bedeutung ist der Einwand,
dass in vielen Entscheidungssituationen wesentlich differenziertere Schulwahl-
motive zur Geltung kommen, als es das Quasimarkt-Modell mit seiner nor-

78 Teil II: Bildungs�konomie

3 Bishop (1989) kann z.B. anhand von U.S.-Daten zeigen, dass selbst betr�chtliche Ver�n-
derungen im Leistungsniveau (bei formal gleicher Qualifikation) vom 50. auf den 84.
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mativen Fixierung auf schulische Leistungsergebnisse vorsieht. Vor dem Hin-
tergrund der Politik der Schulwahlliberalisierung in einer ganzen Reihe von
L�ndern sind zahlreiche Studien zum elterlichen Schulwahlverhalten entstan-
den (z.B. Maddaus 1990; OECD 1994; Martinez/Thomas/Kemerer 1994;
Glatter/Woods/Bagley 1997), deren Ergebnisse sich wie folgt res�mieren
lassen:

– Die Forschungsbefunde vermitteln kein konsistentes Bild zum Schulwahl-
verhalten. Selbst innerhalb eines Landes differieren z.T. die Ergebnisse
betr�chtlich, was auf einen relativ starken Einfluss situativer Faktoren hin-
deutet. Gleichwohl lassen sich einige �bereinstimmende Tendenzen be-
obachten. So ist offenbar das Leistungsniveau von Schulen (»academic suc-
cess«) nur eines von vielen schulwahlrelevanten Kriterien, die Eltern bei
der Beurteilung der Schulqualit�t heranziehen. Bei einem Großteil von ih-
nen bestehen ausgepr�gte Pr�ferenzen f�r wohnortnahe Schulangebote. Ein
wichtiges Schulwahlmotiv ist auch die Platzierung der Kinder in das ge-
w�nschte Sozialmilieu. Insgesamt legen die Befunde zu den Schulwahlmoti-
ven die These nahe, dass Eltern offensichtlich nicht die »idealen« Konsu-
menten sind, von denen die Bildungsmarkt-Theoretiker in ihren Modellen
ausgehen, wenn sie die schulischen Leistungsergebnisse zum vorherrschen-
den Selektionskriterium erkl�ren.

– Zu den auffallenden Ph�nomenen z�hlt, dass – selbst unter Bedingungen ei-
ner schulwahlf&rdernden Politik – der Anteil »aktiv« w�hlender Eltern viel-
fach gering ist. Lokale Gebundenheit kann daf�r ebenso verantwortlich sein
wie geringe Markttransparenz, zu hohe Transaktionskosten (Informations-
beschaffung, Schulwechsel, lange Schulwege etc.) und/oder angebotsseitige
Restriktionen: das Fehlen pr�ferenzkompatibler Angebote auf Grund man-
gelnder Angebotsreagibilit�t, Beschr�nkungen des Marktzugangs f�r priva-
te Anbieter, fehlende direkte Einflussm&glichkeiten der Bildungsnachfrager
auf die Angebotsgestaltung u.=.

– Bei Schulwahlentscheidungen kommen in vielf�ltiger Weise Statusmerk-
male ins Spiel. Sie manifestieren sich in einem »asymmetrischen« Informati-
onsstand ebenso wie in schichtspezifischen Selektionskriterien. Welche Vor-
stellungen Eltern von einer »guten« Schule haben, wie sie Abschl�sse und
Mobilit�t bewerten und welchen Stellenwert sie Bildung in den Lebensent-
w�rfen f�r ihre Kinder beimessen, ist wesentlich durch ihre sozio&kono-
mische Lage pr�formiert. Auch in diesem Punkt erweist sich das dem Qua-
simarkt-Modell zu Grunde liegende Konstrukt eines einheitlichen
Konsumenten als in h&chstem Maße realit�tsfern.

Nicht nur unterschiedliche Pr�ferenzen der Eltern und Sch�ler bieten eine Er-
kl�rung daf�r, dass Quasi-M�rkte die Nachfrage nicht auf das effizienteste An-
gebot im Sinne der Modellannahmen lenken. Verantwortlich ist daf�r auch das
Fehlen valider institutioneller Effizienzindikatoren. Berichtet werden in der
Regel nur dekontextualisierte querschnittlich erhobene Leistungsdaten von
Schulen (Pr�fungs-, Testleistungsergebnisse). Diese sagen aber weder etwas
�ber die Qualifizierungsleistung (»value added«) einer Schule aus, weil sie die
differenten Lernausgangslagen unber�cksichtigt lassen, noch etwas �ber deren
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Produktionseffizienz, weil kein Bezug zum Ressourceneinsatz hergestellt wird.
Die Orientierung der Schulwahl an solchen kruden Leistungsindikatoren mag
zwar, wie eine schottische Studie zeigt (Willms/Echols 1992), dem elterlichen
Interesse an der Platzierung ihrer Kinder in ein bestimmtes – dadurch indizier-
tes – Sozialmilieu entgegenkommen; eine davon veranlasste Exit-Entscheidung
bedeutet aber nicht notwendigerweise den Wechsel auf eine leistungseffektive-
re Schule. Aber selbst wenn aussagekr�ftigere Indikatoren verf�gbar sind, �n-
dert dies nichts an dem grunds�tzlichen Manko, dass sie letztlich nur Hinweise
auf die schulische Leistungswirksamkeit in der Vergangenheit geben. Im Blick
auf die empirisch h�ufig festgestellten Effektivit�tsschwankungen ist der pro-
gnostische Wert der Indikatoren eingeschr�nkt. Bildung ist nun einmal ein »Er-
fahrungsgut«, dessen Qualit�tseigenschaften sich ex ante einer zuverl�ssigen
Beurteilung entziehen.

Allokative Effizienz

Die Einf�hrung marktorientierter Reformen wird weiterhin damit begr�ndet,
dass dies die Bereitstellung eines Bildungsangebots gew�hrleiste, das den Pr�-
ferenzen der Bildungsnachfrager besser entspreche, was �ber die damit ver-
bundenen Wohlfahrtsgewinne die allokative Effizienz steigere. Der Wettbe-
werbsdruck, so die theoretische Begr�ndung, zwinge die Anbieter, st�rker auf
die W�nsche und Bed�rfnisse der Eltern und Sch�ler einzugehen; deren »Kun-
denposition« ließe zugleich eine engere Principal-Agent-Beziehung entstehen,
sodass die Pr�ferenzen in direktem Kontakt – und nicht �ber zwischengeschal-
tete Agenten des politischen Systems – artikuliert werden k&nnten. Diese Be-
gr�ndung hat hohe »face validity« und wird auch durch Umfrageergebnisse zur
Zufriedenheit »aktiv« w�hlender Eltern gest�tzt (z.B. Witte 1998; Peterson
1998). Dem stehen jedoch nicht weniger �berzeugende empirische Belege f�r
einen ausgepr�gten Sozialschicht-Bias bei den Wohlfahrtsertr�gen gegen�ber:
Gewinner sind vor allem die Eltern und Sch�ler, denen auf Grund ihrer besse-
ren Ausstattung mit &konomischem, kulturellem und sozialem Kapital anbie-
terseitig eine besondere Wertsch�tzung entgegengebracht wird und deren Pr�-
ferenzen deshalb st�rkere Ber�cksichtigung finden (z.B. Woods/Bagley/
Glatter 1998; Lauder et al. 1999).
Aus wohlfahrts&konomischer Sicht w�re dies unbedenklich, wenn dadurch

das Pareto-Kriterium nicht verletzt w�rde, d.h. die Verbesserung der Wohl-
fahrtsposition von Individuen nicht mit einer Verschlechterung der Wohlfahrts-
position anderer Individuen erkauft w�rde. Diese Trade-off-Situation ist jedoch
gegeben. Erstens ist zu sehen, dass es wegen partiell bestehender Nutzenrivali-
t�t Gewinner und Verlierer gibt. Dies ist z.B. der Fall, wenn – was auf realen
Quasi-M�rkten im Schulbereich h�ufig zu beobachten ist – ein Nachfrage�ber-
hang bei bestimmten Bildungsangeboten existiert. Zweitens wird es Wohl-
fahrtseinbußen durch Creaming- und Exit-Effekte geben, wenn dadurch »Rest-
schulen« entstehen und Ver�nderungen in der leistungsm�ßigen und sozialen
Zusammensetzung der Sch�lerschaft bei den betroffenen Schulen eine Leis-
tungsdeterioration zur Folge haben. Solche negativen Externalit�ten, die nicht
in das Kosten-Nutzen-Kalk�l der Bildungsanbieter und -nachfrager eingehen,
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begr�nden in einem in gesellschaftlicher Verantwortung stehenden Schulwesen
Interventionen des politisch-administrativen Systems.
Dessen Funktion beschr�nkt sich freilich nicht nur darauf. Die demokra-

tisch legitimierten staatlichen Institutionen sind mit weit reichenden Kompe-
tenzen ausgestattet, die »gesellschaftliche Wohlfahrtsfunktion« (nicht im pare-
tianischen Sinne) – mit spezifizierten Pr�ferenzen hinsichtlich Art und Umfang
der vom Schulsystem zu erbringenden Leistung – zu definieren. Das Ergebnis
d�rfte erheblich von dem eines rein marktwirtschaftlich organisierten Systems
abweichen, in dem Schule auf die Rolle eines »Agenten der Familie« reduziert
ist und allein die Pr�ferenzen der Bildungsnachfrager das Angebot bestimmen.
Dieser Zustand kommt bislang nur in den radikalen Entw�rfen von Marktfun-
damentalisten vor, in der Realit�t ist er nicht anzutreffen. Deshalb sind keine
Prognosen des Ergebnisses eines ausschließlich �ber Nachfragerpr�ferenzen
gesteuerten Schulsystems m&glich. Immerhin lassen aber die unter Quasi-
markt-Bedingungen gewonnenen Erfahrungen mit gr&ßerer »Konsumenten-
souver�nit�t» die Richtung erkennen, in die sich ein solches System entwickeln
k&nnte.
Nach dem, was wir etwa aus britischen Studien wissen (z.B. Glatter/

Woods/Bagley 1997), tendiert die Mehrheit der Eltern (mit manifesten Pr�fe-
renzen) zu p�dagogischem Konservatismus; pr�feriert werden selektive Schu-
len und leistungsdifferenzierter Unterricht. Nicht selten haben Gesamtschulen
auf Druck von Mittelschichteltern – gegen die p�dagogische >berzeugung der
Lehrerkollegien – wieder »setting« eingef�hrt (Reay 1998; Levacic et al. 1998).
Insgesamt f�llt auf, dass die St�rkung der Nachfragemacht – entgegen anders
lautenden Prognosen – kein variantenreicheres Schulwesen hervorgebracht
hat. Zweifellos haben dazu in England und Wales auch die starke Bindung der
Schulen an das National Curriculum beigetragen. Aber auch Erfahrungen aus
anderen L�ndern zeigen (z.B. Whitty 1997), dass vom »mainstream« abwei-
chende innovative Schulkonzepte h�ufiger angebots- als nachfrageseitig indu-
ziert wurden oder durch politische Initiativen (wie z.B. die »magnet schools« in
den USA, die urspr�nglich f�r Zwecke der Rassendesegregation eingef�hrt
wurden). Wenn weiterhin eine Bevorzugung traditioneller Lerninhalte durch
die Eltern belegt ist, dann ist die Vermutung gerechtfertigt, dass die Ausrich-
tung der schulischen Curricula an den elterlichen Pr�ferenzen zu einer folgen-
reichen Vernachl�ssigung zukunftsrelevanter Kompetenzbereiche f�hren w�r-
de. Bereits vor vierzig Jahren hat James S. Coleman in seinem Buch »The
Adolescent Society« dazu treffend angemerkt: »Parents are often obsolescent
in their skills, trained for jobs that are passing out of existence, and thus unable
to transmit directly their accumulated knowledge. They come to be ›out of
touch with the times‹, and unable to understand, much less inculcate the stan-
dards of a social order that has changed since they were young.« (Coleman
1961, S. 2) Unter den gegenw�rtigen Bedingungen rapiden technologischen
und gesellschaftlichen Wandels ist diese kritische Anmerkung Colemans aktu-
eller denn je.
Diese wenigen Hinweise m&gen zur Begr�ndung der gesellschaftlichen

Grundsatzentscheidung ausreichen, Schulbildung durch ihre staatliche Bereit-
stellung in den Rang eines &ffentlichen Bed�rfnisses zu heben, sie zu einem
»meritorischen Gut« zu machen, d.h. individuelle Konsumentenpr�ferenzen zu
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Gunsten der Verfolgung gesellschaftlicher Ziele nur eingeschr�nkt wirksam
werden zu lassen.

Res+mee

Die von der internationalen Bildungsforschung vermittelten Einsichten in
Funktionsweise und Wirkungen von Quasi-M�rkten im Schulbereich legen die
These nahe, dass die Funktionalisierung von Wettbewerb und Dezentralisie-
rung f�r die Erreichung von Effizienzzielen in diesem Bereich bislang nirgend-
wo �berzeugend gelungen ist. Empirisch nachweisbar sind zwar positive Kos-
teneffekte einer Verlagerung der Dispositionskompetenz �ber Ressourcen auf
die einzelinstitutionelle Ebene. Einiges spricht jedoch daf�r, dass diesen Kos-
tenvorteilen – vermutlich st�rker ins Gewicht fallende – gesamtsystemische
Kostennachteile gegen�berstehen: Zum einen verursacht Steuerung durch
Quasi-M�rkte infrastrukturelle Mehrkosten (z.B. Levin 1998), zum anderen ist
in verst�rktem Maße mit »diseconomies of scale« zu rechnen, weil durch dieses
Steuerungssystem einer auf Ausgleich bedachten Schulstandort- und regiona-
len Schulentwicklungsplanung die Grundlagen entzogen werden. Wird das
Wettbewerbsergebnis nicht akzeptiert, werden nachtr�glich transaktions-
kostenintensive Korrekturen durch das politisch-administrative System not-
wendig.
Empirisch nicht zu st�tzen ist die an Wettbewerb und Dezentralisierung im

Schulbereich gekn�pfte Erwartung einer systemweiten Verbesserung der Pro-
duktionseffizienz durch Effektivit�tsgewinne. Die Befundlage spricht eher da-
f�r, dass Quasi-M�rkte zur Vergr&ßerung bestehender Leistungsdisparit�ten
und Chancenungleichheiten tendieren. Die sich darin manifestierende Logik,
dass es bei Wettbewerbssteuerung Gewinner und Verlierer geben muss, wider-
spricht zentralen Prinzipien staatlicher Gesamtverantwortung im Schulbereich.
Nicht nur aus diesem Grund ist die dem Quasi-Markt zugeschriebene Verbes-
serung der allokativen Effizienz, indikatorisiert durch eine h&here Klientenzu-
friedenheit, zu relativieren. Da Wohlfahrtsgewinne bei bestimmten Individuen,
den »Wettbewerbsgewinnern«, nicht ohne Wohlfahrtsverluste bei anderen Indi-
viduen, den »Wettbewerbsverlierern«, internalisiert werden, wird das Pareto-
Kriterium verletzt, d.h.: die gesellschaftliche Wohlfahrtsposition verbessert sich
nicht unter Quasimarkt-Bedingungen.
Das die politische Rhetorik beherrschende Argument, durch marktorien-

tierte Reformen im Schulbereich ließen sich nachhaltige Effizienzgewinne er-
zielen, h�lt einer kritischen Pr�fung nicht stand. Die vorliegende Forschungs-
evidenz gibt zu berechtigten Zweifeln an der »Bildungstauglichkeit« der
Wettbewerbssteuerung Anlass. Die Politik wird sich die Frage stellen lassen
m�ssen, warum sie dennoch unbeirrt an dem steuerungsstrategischen Paradig-
menwechsel festh�lt. Daf�r ist umso weniger Verst�ndnis aufzubringen, als es
mittlerweile gen�gend Beispiele aus der Wirtschaft gibt, die belegen, dass h�u-
fig Wohlfahrtsgewinne eher aus Kooperation und Ressourcenb�ndelung als
aus dem Wettbewerb unter Produzenten erzielt werden (vgl. Crouch 1998,
S. 468). Wenn die Bildungspolitik meint, auf den entstandenen Modernisie-
rungsdruck mit der >bernahme von Konzepten der Wirtschaft reagieren zu
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m�ssen (kritisch dazu Sergiovanni 1995), dann sollte sie sich an diesen Bei-
spielen orientieren, sehen doch viele ohnehin in der St�rkung einer Kooperati-
onskultur im Schulbereich die angemessenere Antwort auf die anstehenden
Probleme als in seiner Ausrichtung an den Regeln des Wettbewerbs.
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